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Revisionsbedürftige Lohnpolitil<

In der öffentlichen IVleinung, wie sie bei uns verfaßt ist, hat die gewerl<schaftliche 
Lohnpoliti!< durchweg eine schlechte Presse. Die periodischen Lohnrunden stoßen 

als Ruhestörer auf wenig Gegenliebe und gelten weithin als der eigentliche Preis
treiber. Und wenn es gar, wie in der gegebenen gesamtwirtschaftlichen Situation 
aus leicht erklärlichen Gründen, zu Arbeitskonflikten kommt, scheint das Ver
ständnis vollends auszuklinken. Aber andererseits: Fragt man, worin eigentlich 
der „soziale“ Charakter unserer Marktwirtschaftsordnung liegt, pflegt die Antwort, 
da von Preisniveausenkungen schwerlich die Rede sein kann, zu lauten, daß die 
Produktivitätsfortschritte zu ihrem Teil über steigende Löhne an die Masse der 
Wirtschaftsbürger „weitergegeben“ werden.

Beides zusammengenommen ergibt eine zwiespältige Haltung, die wenig Gutes 
erwarten läßt. So werden Forderungen nach einer „staatlichen“ Lohnpolitik laut.
Aber politische Löhne wären der Anfang vom Ende der Marktwirtschaft. Und wo, 
wie in Holland, Versuche mit einer „zentralisierten Lohnpolitik“ gemacht worden 
sind, hat sich gezeigt, daß die zunächst stillgehaltenen Löhne nachher nur um so 
mehr explodieren. Auch bringen Leitlinien vom Schlage der vielberufenen „kosten
niveau-neutralen Lohnpolitik“ keine Lösung. Selbst wenn sie praktisch durchsetz
bar wären: In der Sache vermögen sie keineswegs Preisstabilität zu garantieren, 
aber dafür verabschieden sie grundsätziich die Lohnveränderung als verteilungs
politisches Instrument. Und was die „Orientierungsdaten“ des Wirtschaftsministers 
in der Konzertierten Aktion betrifft, so kommt ihnen de facto allenfalls psycho
logische Bedeutung zu.

Denn in der Marktwirtschaft richtet sich die Höhe der Löhne, wie die anderer 
Preise auch, nach dem Angebots-Nachfrage-Verhältnis. Man kann schlecht Voll
beschäftigung wollen und es dann den Arbeitnehmern verdenken, wenn sie ihre 
Marktchancen wahrnehmen. Wir pflegen ja auch nicht von den Automobilprodu
zenten zu erwarten, daß sie ihre Wagen unter Preis verkaufen. Das, was man 
„Macht“ der Gewerkschaften nennt, gründet ökonomisch in nichts anderem als 
dem relativen Knappheitsgrad des Produktionsfaktors Arbeit. Und wenn die ge
gebene Kapitalbildung und Investition die unternehmerische Nachfrage nach Arbeit 
schneller zunehmen läßt als das verfügbare Angebot der Arbeitnehmer, so müssen 
die Löhne über alle konjunkturellen Schwankungen hinweg im Verhältnis zu den 
Unternehmenserträgen steigen. So gesehen, ist bei der Lohnentwicklung sehr viel 
weniger „Politik“ im Spiel, als vielfach angenommen wird. Immerhin bleibt einzu
räumen, daß die Verkürzungen der Arbeitszeit den Trend verstärken, den die Ge
werkschaften bei ihren Mitgliedern populär zu machen verstanden.

Der wachstumsbedingten Verschiebung im Knappheitsverhältnis zwischen Kapital 
und Arbeit läßt sich von unternehmerischer Seite begegnen, indem man arbeits
s p a re n d e  tech n isch e  F o rtsch ritte  a n w e n d e t. D a s  ist die g esam tw irts c h a ftlic h  ver
nünftige Gegenwehr gegen eine fallende Profitrate: Die Produktivität nimmt zu, 
und a n te ilig  kann auch der Lohnsatz bei konstanten Preisen steigen. Den zweiten 
Ausweg, nämlich durch erhöhte Mobilität das A rb e its a n g e b o t zu strecken, v e r
legen sich die unternehmerischen Branchenverbände mit ihren Forderungen nach 
Erhaltungssubventionen selbst. Demgegenüber tragen die Arbeitnehmer ihren Teil 
zur Entspannung bei, indem sie einen Import von ausländischen Arbeitskräften 
hinnehmen, der sich heute bereits der Zwei-Millionen-Grenze nähert. Das ist die 
spezifische Entwicklungshilfe der westdeutschen Lohneinkommenbezieher. Und 
sie setzt sich fort, wenn der Staat den Kapitalexport in Regionen fördert, deren 
Lohnkostenniveau unter dem der entwickelten Volkswirtschaften liegt.
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Natürlich bleibt die Gefahr, daß die Unternehmer den Lohnanstieg kurzfristig mit 
Preisrückzugsgefechten zu beantworten suchen. Aber die Frage ist, ob dem Wollen 
auch ein Können entspricht. Alles kommt hier auf die staatliche Wirtschaftspolitik 
an. Sie hat die Daten so zu setzen, daß der Prozeß Ihre stabilitäts- u n d  vertei
lungspolitischen Ziele realisiert. Dazu gehört eine Erhöhung des Wettbewerbs
grades unter den Produzenten. Dazu gehört das Gleichgewicht von Außenwirt
schaft und Staatshaushalt. Und einiges kann zur Förderung der privaten Sparquote 
geschehen. Aber wenn das alles nicht ausreicht, muß eben die Rate der unter
nehmerischen Investitionsausgaben gedämpft werden. Auf jeden Fall ist es ebenso 
unklug wie unwirksam, den Sack der Löhne zu schlagen, wenn es in Wahrheit um 
den Esel der ungleichgewichtigen Wachstumsrate geht. Eine Überbeschäftigung 
hat mit den diversen modischen Räuschen gemeinsam, daß der Kater nicht aus
bleiben kann.

Indes, vermag nicht auch die Lohnpolitik ihren Beitrag zu leisten, um die makro
ökonomische Steuerung der Konjunktur zu erleichtern? Hier wäre zunächst an 
kürzerfristige Tarifverträge zu denken, die den pro-zyklisch wirkenden Lohn-Lag 
des bisherigen Verfahrens abbauen. Lohnänderungen sollten nicht dem Kalender 
folgen, sondern sich an der wirtschaftlichen Entwicklung orientieren können. Man 
darf nicht einwenden, daß dann in der Rezession Tarifsenkungen erforderlich 
wären. Als Variable genügen vollauf die Effektivlöhne, die heute durchweg und 
zum größeren Teil erheblich die Tarifsätze überschreiten. Auch ist aus Gründen 
des Eigeninteresses der Gewerkschaften nicht zu erwarten, daß sie auf den be
ginnenden Aufschwung und die steigende Kapazitätsausnutzung sogleich mit Tarif
erhöhungen reagieren werden — ganz davon abgesehen, daß für eine Ankurbe
lung der wirtschaftlichen Aktivität die Nachfrageerhöhung weit stärker durch
schlägt als eine Kostenveränderung. Aber daß dann im weiteren Verlauf der 
Gewinnsteigerung die Lohnanhebung schneller folgt, ist bezweckt: Die unterneh
merischen Ertragserwartungen werden in realistischere Bahnen gelenkt, Rationali
sierungsinvestitionen sind Trumpf.

Gleichwohl, droht sich in der ausgesprochenen Hochkonjunktur die Lohn-Preis- 
Spirale nicht um so schneller zu drehen? Hier setzt die zweite Revision der tradi
tionellen Lohnpolitik an: Eine aufgeklärte Gewerkschaft wird je nach der konjunk
turellen Lage einen mehr oder weniger großen Teil der Lohnerhöhung als 
vermögenswirksame Beträge fordern. Freilich ist es dabei mit der Initiative einiger 
weniger Verbände nicht getan. Man muß schon auf der ganzen Linie in dergleichen 
Richtung vorrücken. Denn die Unternehmer einer einzelnen Branche vermögen die 
Lohnmehrkosten durchaus auf ihre Produktpreise weiterzuwälzen, und die Arbeit
nehmer in der übrigen Wirtschaft haben als Konsumenten die Zeche zu zahlen.

Drittens können die Tarifvertragspartner ihrerseits etwas zur Steigerung der 
Arbeitsmobilität tun. Vor allem dadurch, daß die betrieblichen Sozialleistungen 
fungibel gemacht werden. Aber auch die „Rationalisierungsschutzabkommen“, die 
in einigen Branchen begonnen wurden, sollten Schule machen. Allerdings wäre 
der Schönheitsfehler zu vermeiden, daß die Leistungen unmittelbar das einzelne 
Unternehmen belasten; Das kann die Einführung an sich gebotener technischer 
Fortschritte hemmen. Zweckmäßig ist eine überbetriebliche Regelung über sekto
rale Ausgleichskassen, wie wir sie von der Unfallversicherung her kennen.

Wohlgemerkt, mit diesen Revisionen wird die marktorientierte Lohnpolitik weder 
durch „moralisches“ Verhalten substituiert noch zum bequemen Prügelknaben für 
ein Versagen der Wirtschaftspolitik gemacht. Gerade weil sie in gleicher Weise 
dem S ta b ilitä ts -  u n d  V e rte ilu n g s z ie l d ie n e n , liegen sie durchaus im Arbeitnehmer-
interesse.

Und wenn wir noch einmal auf den lä n g e rfris tig e n  A s p e k t z u rü c k b le n d e n , so  
möchte man darauf bauen, daß unserer gewerkschaftlichen Lohnpolitik die unlieb
samen amerikanischen Erfahrungen vor Augen stehen: eine maßlose forcierte 
Anwendung arbeitsparender Techniken kombiniert mit Betriebslohntarifen kann 
zu jenem Syndrom aus technologischer Arbeitslosigkeit, Preissteigerung und 
Kapitalabfluß führen, dem gegenüber dann auch die staatliche Wirtschaftspolitik so 
leicht keinen Ausweg mehr findet. Bruno M olitor
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